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Kiel/tgr –   Mit unmissverständli-
chen Worten kritisierte der GdP-Lan-
desvorsitzende Manfred Börner öf-
fentlich den Umgang der Landes- 
regierung mit den Folgen des Flücht-
lingszustroms für die Landespolizei, 
aber auch für die schleswig-holsteini-
sche Bevölkerung: „Ich erwarte von 
der Politik, dass sie der Bevölkerung 
endlich reinen Wein einschenkt“, so 
Börner gegenüber der Presse. Der 
GdP-Chef wies darauf hin, dass im-
mer mehr Polizisten von ihren eigent-
lichen Aufgaben abgezogen würden, 
um in Erstaufnahmeeinrichtungen 
Menschen aus Kriegs- und Krisenge-
bieten zu schützen. Allein rund 500 
Polizeibeschäftigte, Beamte wie Tarif-
beschäftigte, würden zur Entlastung 
des Landesamtes für Ausländerange-
legenheiten der „Besonderen Auf-
bauorganisation Flüchtlinge“ einge-
setzt. Und das bleibe nicht ohne 
gravierende Auswirkungen für die 
Alltagsarbeit der Polizei, weil das 
nach Auffassung der GdP ohnehin 
nicht ausreichende Personal an ande-
rer Stelle fehle. 

GdP-Kritik an Personalsituation 
bestätigt sich 

„Spätestens jetzt bestätigt sich die 
langjährige Kritik der GdP, dass das 
Personal der Landespolizei auf Kante 
genäht ist“, unterstrich Manfred Bör-
ner. Personelle Defizite müssten in ei-
nem unvertretbaren Maße aus der 
Substanz der vorhandenen Mitarbei-
terschaft kompensiert werden. „Das 
belastet die Stimmung in der Polizei 
untereinander“, weiß Börner aus ei-
gener Erfahrung zu berichten. Die 
GdP habe in den vergangenen Jahren 
gegenüber der Politik und in der Öf-
fentlichkeit unermüdlich auf die zu 
dünne Personaldecke bei der Landes-
polizei hingewiesen. Reagiert worden 
sei aber nicht. Das räche sich nun. Die 

Politik muss Bevölkerung reinen Wein 
einschenken

Flüchtlingsstrom: GdP kritisiert Personalpolitik bei der Landespolizei – Beabsichtigte Einführung eines 
Polizeibeauftragten ist Ausdruck tiefen Misstrauens – Von Thomas Gründemann

Manfred Börner

Einsicht und Ankündigung der poli-
tisch Verantwortlichen, im nächsten 
Jahr 150 zusätzliche Beamte einzu-
stellen, nehme die GdP zwar mit Ge-
nugtuung zur Kenntnis, aber sie kom-
me zu spät und löse aktuelle Probleme 
nicht. „Schließlich dauert es drei Jah-
re, bis der Nachwuchs seine Ausbil-
dung beendet habe und der Landes-
polizei zur Verfügung stehe.“ Deshalb 
müsse die Politik nun Farbe beken-
nen und dem Bürger erklären, dass 
und warum die Polizei nicht mehr so 
zur Verfügung steht, wie er es ge-
wohnt ist. „Dazu gehört auch, dass 

Menschen bei Anrufen bei der Polizei 
auch mal warten müssen“, so Man-
fred Börner. 

Grenzen der Belastung sind 
überschritten 

Die dienstlichen Belastungen der 
Polizistinnen und Polizisten seien be-
sorgniserregend, Grenzen bereits 
überschritten. So habe eine Anfrage 
des FDP-Fraktionsvorsitzenden Kubi-
cki an die Landesregierung ergeben, 
dass Schleswig-Holsteins Polizisten 
alleine schon bis zum Stichtag 30. 
September 383 000 Überstunden an-
gehäuft hätten, berichtet der GdP-
Vorsitzende. Bis Ende des Jahres 
würden so etwa eine halbe Million 
Stunden zusammenkommen. 

Die Entscheidung, die Prävention 
und die Verkehrsüberwachung bis 
auf Weiteres ruhen zu lassen, sei auch 
nicht der große Wurf. Börner zeigte 
die Folgen auf: „Damit wird es an den 
Schulen auch keine Verkehrslehrer 
mehr geben. Und auch Verkehrskon-
trollen würden nicht mehr durchge-
führt. Das ist mit Blick auf die Ver-
kehrssicherheit mehr als bedenklich.“ 
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Sorgen machte sich der GdP-Landes-
vorsitzende ebenso um die Bekämp-
fung der Einbruchskriminalität, die 
ohnehin aufgrund personeller Nöte 
nicht in dem erforderlichen Maße 
möglich sei und durch die aktuellen 
Entwicklung noch weiter reduziert 
werden müsse: „Für diese Aufgabe 
benötigen wir entsprechendes Fahn-
dungspersonal, denn Einbrecher 
fängt man nicht so nebenbei. Das 
steht uns aber nicht zur Verfügung“, 
erklärt Manfred Börner. Losgelöst von 
den momentanen Kraftanstrengun-
gen im Zusammenhang mit dem 
Flüchtlingszustrom müssten wesentli-
che Aufgaben der Landespolizei un-
bedingt weiter erledigt werden 
können. „Die Stimmung in der Ge-
sellschaft könnte sonst sehr schnell 

kippen, wenn der Staat Aufgaben 
der Inneren Sicherheit nicht mehr 
ausreichend wahrnehmen kann“, 
unterstreicht der GdP-Landesvorsit-
zende. Um bei der Bevölkerung kei-
ne falschen Erwartungen zu wecken, 
müssten die politisch Verantwortli-
chen auch hier mit offenen Karten 
spielen.

Manfred Börner unterstrich, dass 
im Zusammenhang mit dem Flücht-
lingsstrom Kriminalitätsentwicklun-
gen sowie herausragende Einzelfälle 
der Öffentlichkeit weder verheim-
licht noch dramatisiert werden dürf-
ten. Ansonsten wachse das Misstrau-
en bei den Bürgerinnen und Bürgern. 
Die richtige Balance zu finden, sei 
eine schwierige Aufgabe. „Hier gilt 
es, nach Außen eine möglichst ob-
jektive Darstellung durch die Lan-
despolizei beziehungsweise durch 
das Innenministerium sicherzustel-
len“, sagte Börner. Dabei komme al-
lerdings auch den Medien eine her-
ausragende und verantwortungsvolle 
Bedeutung bei. Aktuelle Bewertun-
gen würden aufzeigen, dass für die 
überwiegende Mehrheit der Kriegs-
flüchtlinge noch keine besonderen 
Auffälligkeiten im Sinne eines krimi-
nellen Verhaltens festzustellen seien, 
so Manfred Börner. Sollte sich daran 
etwas ändern, würden wiederum 
neue Herausforderungen auf die 
Landespolizei zukommen. Dies sei 
insbesondere der Fall, wenn abseh-
bar die Anzahl oder auch die Intensi-
tät von gewaltsamen Auseinander-
setzungen und Machtkämpfen 
zunähme. Die dauerhafte Unterbrin-
gung der leidgeprüften und beunru-
higten Flüchtlinge in großen Mas-
senunterkünften lasse einen „Lager- 
koller“ und damit Auseinanderset-
zungen als Ventil befürchten.  Aber 
auch Neid sowie Verteilungskämpfe 
untereinander verschärften die At-
mosphäre in den Unterkünften.

Verhalten der Polizei 
beeindruckt

„Es ist aber schon beeindruckend, 
wie sich die Kolleginnen und Kolle-
gen im Zusammenhang mit der pre-
kären Flüchtlingssituation verhalten, 
sei es in der BAO, in den neu einge-
richteten Stationen der Unterkünfte 
oder von den polizeilichen Einsatz-
kräften, die auf den Dienststellen das 
Fehl an Personal zu kompensieren 
hätten. Die anerkennenden Worte 
des Ministerpräsidenten anlässlich 

der Vereidigung der neuen Dienstan-
fänger in der PD AFB seien treffend 
und eine Vertrauensbekundung an 
die Landespolizei gewesen (die DP 
berichtete in der letzten Ausgabe). 
Von daher überrascht und verärgere 
der aktuelle Vorstoß des Grünen 
Burghardt Peters, der die Einführung 
eines Polizeibeauftragten vorantrei-
be, kritisierte GdP-Landesgeschäfts-
führer Karl-Hermann Rehr die Initia-
tive als völlig unnötig. Wer zum 
jetzigen Zeitpunkt – die Polizei steht 
in der höchsten Belastungsphase seit 
Jahrzehnten – nach einem Polizeibe-
auftragten rufe, habe die Funktions-
fähigkeit von Polizei und der Landes-
verwaltung nicht verstanden. Es reihe 
sich ein in die grünen Vorhaben von 
Kennzeichnung einzelner Polizeibe-
amter und ganzer Einheiten und den 
gewünschten Demonstrationsbeob-
achtern.  

Forderung nach Polizeibeauf-
tragten ist Ausdruck tiefen 

Misstrauens
„Die GdP hält einen Polizeibeauf-

tragten für den Ausdruck tiefen 
Misstrauens des grünen Koalitions-
partners in der Regierungskoalition 
gegenüber der Polizei“, sagt Man-
fred Börner. Die Polizei sei ein Spie-
gelbild der Gesellschaft. Es gebe 
auch hier, wenn auch wenige und 
vereinzelt „schwarze Schafe“. Bisher 
hätten aber Strafjustiz, Disziplinar-
recht und eine funktionierende Per-

sonalvertretung 
für eine effektive 
„ S e l b s t r e i n i -
gung“ gesorgt. 
Rehr (Foto) wü-
tend: „Noch ist 
der Personalab-
bau der Landes-
polizei nicht vom 
Tisch. In diesem 
Atemzug mit ei-
nem neuen Poli-

zeibeauftragten zu kommen, mutet 
geradezu frivol an.“ Und Manfred 
Börner setzt darauf, dass sich die 
Landesregierung eines Besseren be-
lehren lässt und von diesem von den 
Grünen angezetteltem Vorhaben 
Abstand nimmt: „Die Beschäftigten 
der Landespolizei und mit ihr die 
GdP hoffen auch in diesem Punkt vor 
allem auf Rückenstärkung von Mi-
nisterpräsident Torsten Albig und 
unserem obersten Dienstherrn In-
nenminister Stefan Studt!“     
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Landesfachausschuss Schutzpolizei

Kiel – Zu einem Gespräch traf sich 
Mitte Oktober Sven Neumann, der 
Vorsitzende des GdP-„Landesfach- 
ausschusses Schutzpolizei“, mit Vertre-
tern des LPA 24. Hintergrund des Aus-
tauschs war die letzte Fachausschuss-
sitzung, in der unter anderem auch das 
Thema „Digitaler Streifenwagen“ Ge-
genstand der Erörterung gewesen war 
(DP berichtete). Bernd Koop, der Leiter 
der Koordinierenden Stelle, hatte vor 
diesem Hintergrund zu dem Gedan-
kenaustausch ins LPA eingeladen.

Dabei wurde deutlich, dass sich die 
Landespolizei sehr intensiv mit dem 
Thema „Digitaler Streifenwagen“ aus-
einandersetzt. Hierbei werden auch 
Themen wie die Videoübertragung aus 
dem Streifenwagen an die RLS und 
mobile Abfragemöglichkeiten erörtert. 
Vor dem Hintergrund der Kosten, die 
mit einem solchen Projekt verbunden 
sind, wird es zu einer Umsetzung in SH 
nur in kleinen Schritten kommen kön-
nen. Dabei muss auch die Netzsicher-
heit und die Nutzbarkeit in Großscha-
denslagen intensiv betrachtet werden. 
Hierzu finden auf bundesdeutscher 
Ebene zurzeit Koordinierungen statt.

In Schleswig-Holstein werden in na-
her Zukunft neue Fahrzeuge der Firma 
VW ausgeliefert. Dort wird es eine 
Schnittstelle zwischen dem verbauten 
Navigationsgerät und dem Digital-
funkgerät der Landespolizei geben. So 
werden dann auf dem großen Display 
des Fahrzeuges der Einsatzort und der 
Einsatzanlass dargestellt. Über dieses 
Display wird auch der Zugriff auf die 
Sondersignalanlagen möglich sein.

In der Besprechung wurde auch an-
hand von konkreten Beispielen über 
Funkprobleme in der Kieler Innenstadt 
berichtet. Durch das LPA wurde zuge-
sagt, dass ab der 43. KW eine Netzmes-
sung im Bereich der RLS Mitte durch-
geführt wird. In etwa drei Wochen soll 
der gesamte Bereich mit Messfahrzeu-
gen abgefahren werden. Anhand die-
ser Messungen sollen dann Funklöcher 
lokalisiert werden. Von der Messung 
bis zur Behebung dieser Funklöcher 
kann aber bis zu ein Jahr vergehen, da 
die Landespolizei auf die Zuarbeit von 
externen Firmen angewiesen ist. Die 
angesprochenen Funklöcher in der 
Kieler Innenstadt werden durch das 
LPA besonders benannt und explizit 
überprüft.

Ein weiteres Thema war die Versor-
gung der RLS mit neuen Headsets. 

GdP im Gespräch mit LPA 24
Durch Mitar-
beiter der 
RLS wurden 
diese zum 
Teil kritisiert. 
Hier sagte 
das LPA eine 
Evaluierung 
des neuen 
Gerätes zu.

N e b e n 
den Themen 
des Landes-
f a c h a u s -

schusses sprachen die Mitarbeiter aber 
auch eigene „Gewerkschaftsthemen“ 
an. Natürlich wurde erneut der Stel-
lenabbau innerhalb des LPA kritisch 
erörtert. Zwischen den Mitarbeitern 
des LPA und der GdP bestand Einig-
keit, dass der Stellenabbau in der Lan-

Die Gewerkschaft der Polizei trauert 
um Gerhard Hamm. Das Gründungs-
mitglied des GdP-Landesbezirks ver-
starb am 18. Oktober im Alter von 93 
Jahren. 

Wir als Organisation haben dem Ver-
storbenen viel zu verdanken. Er führte 
u. a. die damalige Kreisgruppe Pinne-
berg und war auch im Geschäftsfüh-
renden Landesvorstand als Stellvertre-
tender Kassierer. 

Gerhart Hamm ge-
hörte dem ersten An-
wärterlehrgang an, der 
am 23. November 1945 
(!!) in Flensburg-Mür-
wik begann. Über ver-
schiedene Stationen ge-
langte er schließlich 
nach Pinneberg, wo er 
zuletzt für die Inspekti-
on Chef der Kriminalpo-
lizei war. 

Gerhart Hamm hat 
sich stets um die Grün-
dung einer Interessenver-
tetung für die Polizei be-
müht. (Bis 1948 verhinderten die 
britischen Alliierten die Gründung ei-
ner Berufsvereinigung. Doch dann – 
nach zähen Verhandlungen – kam die 
Genehmigung.) Die erste „Vorläufer“-
Vorstandssitzung, die den Gründungs-
delegiertentag (fand im Dezember 

Gerhard Hamm †
1948 statt) vorbereiten sollte, fand am 
9. Juli 1948 in Kiel statt. Hier wurde be-
schlossen, dass ab sofort Mitglieder 
aufgenommen werden. 

Hamm trat sogleich der GdP bei. In 
unserer Mitgliederverwaltung ist als 
Eintrittsmonat „August 1948“ ver-
merkt. Der Verstorbene hat eine ganze 
„Polizeidynastie“ hinterlassen, an de-
ren Spitze wohl der frühere Landespo-

lizeidirektor Burkhard Hamm vielen 
bekannt sein dürfte. 

Gerhart Hamm hinterlässt seine 
Ehefrau und zwei Kinder. Unser Mitge-
fühl gilt den Hinterbliebenen.

Der GdP-Landesvorstand 

despolizei ein politischer Fehler ist. Ins-
besondere wurden hier auch die 
Gefahren genannt, die bestehen, wenn 
Stellen im Bereich der IT eingespart 
werden sollen.

1/3 der Stellen werden im Bereich 
der Koordinierenden Stelle abgebaut. 
Die Arbeitsanforderungen für die ver-
bleibenden Mitarbeiter werden sich 
drastisch ändern. In Zukunft wird nicht 
mehr die Arbeit am „Kunden“ im Vor-
dergrund stehen, sondern das Control-
ling der externen Anbieter. Hier wird 
das LPA gefordert sein, die Anbieter 
auf deren Arbeitsqualität zu beraten. 
Hier stellen sich für die Mitarbeiter völ-
lig neue Anforderungen, die sich auch 
in den Stellenbewertungen widerspie-
geln müssen.

Hier wird sich die GdP für die Belan-
ge der Mitarbeiter einsetzen.

Archivfoto: Thomas Gründemann
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Regionalgruppentermine

AFB und Lübeck-Ostholstein
Senioren-Adventskaffee am Mon-

tag, 7. Dezember 2015, 15 Uhr, PD 
AFB, Polizeikasino, Hubertushöhe. 
Persönliche Einladung folgt noch. 

Kiel-Plön
Skat- und Knobelabend am Mitt-

woch, 16. Dezember 2015, 18 Uhr, 
Restaurant AM POSTHORN, Eckern-
förder Straße 217, 24119 Kiel, Tel. 
04 31-54 23 52. Es besteht die Mög-
lichkeit, ab 18 Uhr im Restaurant 
Abendessen einzunehmen. Die Spie-
le starten gegen 19  Uhr. Einsatz für 
GdP-Mitglieder 5 €, Nichtmitglieder 
7 €. Meldungen bitte an den Kolle-
gen Michael Tietgen, PBR Kiel, Tel.: 
1 60 5 12, E-Mail: ichael.Tietgen@po-
lizei.landsh.de, oder Michael (Ede) 
Strauß, 1. PR Kiel, Tel. 1 60 11 28, 
E-Mail: Michael.Strauss@polizei. 
landsh.de

Lübeck-Ostholstein
Senioren-Adventskaffee am Don-

nerstag, 3. Dezember 2015, 15 Uhr, in 
der Handwerkskammer Lübeck, Brei-

Einladung!
te Straße 10/12, 23552 Lübeck. An-
meldungen bitte an Jörn Löwenstrom, 
Tel. 04 51-1 31 20 70, Günter Bade, 
Tel. 04 51-4 81 22 63, oder info@gdp-
hl-oh.de

GdP-Senioren treffen sich jeden 
ersten Montag im Monat um 15≠Uhr 
im DGB-Haus Lübeck, Holstentro-
platz 1 – 5, 2. Etage.  

Nordfriesland
Adventskaffee für Seniorinnen 

und Senioren am Donnerstag, 10. 
Dezember 2015, 14.30 Uhr, in der 
Gaststätte CARSTENS, Hauptstraße 
28, Horstedt, Tel. 0 48 46-15 51. Frank 
Poster wird über die Landessenio-
renarbeit im GLV informieren sowie 
Stefan Lukas über Aktuelles in der 
Regionalgruppe berichten. Klön-
schnack soll nicht zu kurz kommen. 
Nach Kaffee und Kuchen mit vor-
weihnachtlicher Überraschung wird 
zum begehrten Verspielen (Lotto) 
übergegangen. Partner/innen sind 
herzlich willkommen. Anmeldungen 
bitte an Horst Wendorff, Tel. 0 48 

41-7 51 44 oder 01 57-74 17 49 22, 
E-Mail:  Horst.Wendorff@gmail.com, 
oder Stefan Lukas, Tel. 0 48 41-83 02  11, 
E-Mail.  Stefan.Lukas@polizei.
landsh.de

Schleswig-Holstein Mitte
Bereich Neumünster 
– Seniorengruppe –
Advents-Kaffee am Mittwoch, 9. 

Dezember 2015, 14.30 Uhr, im Res-
taurant Friesenstube, (im Haus Hog’n 
Dor), Klaus-Groth-Straße 37, Neu-
münster. Anmeldungen bitte unbe-
dingt bis 7. Dezember 2015 bei Lisa 
Grützmann, Tel. 0 43 21-2 25 16.

Traditionelle Adventsfeier,  insbe-
sondere für Seniorinnen, Senioren 
und Hinterbliebene am Mittwoch,  
9. Dezember 2015, 15 Uhr, im Schüt-
zenheim am Kanal, Itzehoer Chaus-
see 2, Westerrönfeld. Anmeldungen 
bitte an Uwe Jansen, Tel. 
0 43 31-8 05 67, Peter Petersen, Tel. 
0 43 51-4 44 09, oder Ulrich Bahr, Tel. 
0 43 21-9 45 20 04.  

zur Beförderung
zum Polizeikommissar
Martin Bredfeldt, RG Kiel-Plön

zur Lebenszeitanstellung
Jens Althage, Marcus Berg, Tobias 

Schulz, Markus Stahl, RG Justizvoll-
zug

zum 40-jährigen Dienstjubiläum
Heiko Hüttmann, Hartmut Waage, 

RG Lübeck-Ostholstein; Jörg Credo, 
Hans-Christian Ledderer, Dieter 
Obermüller, RG Schleswig-Flensburg

zur Diamantenen Hochzeit
Hermann Pleger und Ehefrau, RG 

AFB

zur Vermählung
Kathrin Bruhn geb. Delfs und Ehe-

mann, Philipp Schult geb. Rindt und 
Ehefrau, RG Kiel-Plön; Maik Dreilich, 
RG Kiel-Plön, und Ehefrau Constanze 

Glückwünsche

Wir gratulieren
geb. Thomas, RG Schleswig-Holstein 
Mitte; Fynn Ehlers, RG Kiel-Plön, und 
Ehefrau Virginia geb. Prange, RG 
Schleswig-Holstein Mitte; Mareike 
Falkenstein geb. Krüger und Ehe-
mann, Nicole Francke geb. Rossow 
und Ehemann, RG Lübeck-Osthol-
stein

In den Ruhestand traten
Martin Wulff, RG Justizvollzug; Re-

nate Wendt, RG Lauenburg-Stor-
marn; Paul Hentschel, Michael Trede, 
RG Schleswig-Flensburg; Sönke 
Behrmann, RG Steinburg-Dithmar-
schen

Durch einen Redaktionsfehler sind 
in der Ausgabe 11/2015 versehent-
lich einige Gratulationen aus der 
Ausgabe 10/2015 wiederholt wor-
den. Wir bitten um Entschuldigung. 
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Interview

Kiel/Eutin – Seit 1994 werden bei 
der Landespolizei auch Bewerberin-
nen und Bewerber mit ausländischer 
Herkunft eingestellt. Insgesamt sind es 
seither 172 Nachwuchskräfte mit un-
terschiedlicher Nationalität. Das Gros 
stellt die Türkei mit 57 Bewerbern, ge-
folgt von Polen mit 27 sowie Kasachs-
tan mit 17 und Russland mit 15 Nach-
wuchskräften. Unter denen, die mit 
ausländischer Herkunft bei der Lan-
despolizei eingestiegen sind, befindet 
sich auch Yavuz Yilmaz. Der Schutzpo-
lizist ist einer der ersten, der beruflich 
den Weg zur Landespolizei fand. Vor 
zwei Jahrzehnten begann der 38-Jäh-
rige seine Ausbildung in der PD AFB 
auf der Hubertushöhe.

DP-Landesredakteur Thomas Grün-
demann sprach mit dem Kieler Schutz-
polizisten über seine dienstlichen Er-
fahrungen.

Was hat dich bewogen, Polizist in 
SH zu werden?   

Das Interesse an der Polizei war 
schon immer groß. Als sich die Schule 
langsam dem Ende neigte, stand der 
Beruf Polizist auch auf meiner Liste. Es 
kam der Umstand hinzu, dass ab 1994 
auch „Ausländer“ ohne deutsche 
Staatsangehörigkeit genommen wur-
den. Und als waschechter „Kieler 
Jung“ kam auch nur SH infrage.

Seit wann bist du Polizist, und wo 
warst du bislang dienstlich? 

Angefangen hat es in Eutin im Au-
gust 1995, also vor über 20 Jahren. 
Nach Ende der Ausbildung ging es im 
Rahmen des Bäder(ersatz)dienstes 
nach Kiel in den Streifendienst. Im Lau-
fe meiner beruflichen Tätigkeit war ich 
auf einigen Dienststellen in Kiel, alles 
wunschgemäß. Dann habe ich die 
Chance genutzt, um von 2009 bis 2011 
meinen Aufstieg in Altenholz zu absol-
vieren. Seit dem Abschluss versehe ich 
meinen Dienst auf dem 4. Polizeirevier 
in Kiel. Also alles unspektakulär.

Hast du während deines Dienstes 
bei der Landespolizei Ressentiments 
wegen deiner Herkunft  verspürt? 

Also, wenn ich jetzt nein sagen wür-
de, dann würde man es mir nicht ganz 
glauben. Im Ernst – es gab zu Beginn 
meiner dienstlichen Tätigkeit immer 
mal solche Situationen, in denen man 
es gemerkt hat, und zwar als subjektive 
Empfindung. Direkt zu hören bekom-
men habe ich es allerdings nie. Alles im 
allem ist es, bei mir zumindest, durch-

„Kanacke“ von Nazis hört man häufig

Thomas Gründemann (l.) und Yavuz Yilmaz

weg positiv gelaufen. 
Es ist im Laufe der Jah-
re aber auch Normali-
tät geworden.

Hast du während ei-
nes Einsatzes bei der 
Landespolizei beim 
Umgang mit dem Bür-
ger Ressentiments we-
gen deiner Herkunft  
verspürt oder bist du 
gar angepöbelt wor-
den?

Diese Frage zu be-
antworten würde wahr- 
scheinlich Seiten fül-
len. Kurz und knapp - ja und nicht zu 
knapp! Als kurze knappe Beispiele fällt 
mir ein: Die häusliche Gewalt bei tür-
kischstämmigen bzw. muslimischen 
Familien. Als sich der Einsatz beruhigt 
hat und neben der Polizei auch schon 
die Familienoberhäupter anwesend 
waren, wird meist der männliche Aus-
löser in Schutz genommen. Man teilte 
mir häufig mit, dass ich doch weiß, wie 
es läuft und man solle die Sache ver-
gessen oder gar ignorieren. Man ver-
sucht häufig, auf mich einzuwirken 
und auf die traditionelle Schiene hinzu-
weisen. Aber es gilt: Tradition ist schön 
und gut, aber wenn man uns als Polizei 
gerufen hat, bestimmen wir die Spiel-
regeln, die in diesen Fällen in der Regel 
in Form einer Anzeige oder anderen 
Konsequenzen enden. Es wird aber 
auch bei vielen anderen Einsätzen häu-
fig versucht,  Einfluss zu nehmen, da 
„man ja einer von ihnen sei“. Es gibt 
auch genug Einsätze, bei denen Nazis 
involviert sind. Man bekommt häufig 
„Kanacke“ oder gar „scheiß Türke/
Ausländer“ zu hören. Aber meist muss 
man über diesen Dingen stehen, ich 
tue es jedenfalls. Beleidigt fühle ich 
mich aber fast nie von solchen 
Schwachköpfen. Angepöbelt wird man 
häufig. Ob dies aber auf die Herkunft 
zurückzuführen ist, ist schwer zu sa-
gen. Ich denke von allem etwas. Aber 
immer mal kommt es vor, dass man als 
Verräter betitelt wird (Anm. Die Ehre 
ist in südlichen Ländern fast mit dem 
Leben/körperlicher Unversehrtheit 
gleichzusetzen).

Wäre die Schaffung eines Migrati-
onsbeauftragten bei der Landespolizei 
sinnvoll und warum? 

Es gibt beispielsweise Gleichstel-
lungs- und Schwerbehindertenbeauf-
tragte. Warum sollte es dann nicht 

auch einen Migrationsbeauftragten 
geben?  Es wird immer gefordert, dass 
wir mehr Personal mit Migrationshin-
tergrund brauchen. Noch immer ist 
dieser Teil in der deutlichen Minder-
heit. Es gibt aber nirgends eine Stelle 
oder Institution, die sich für deren Be-
lange einsetzt. Jeder Einzelne wird im 
Regen stehengelassen und muss sich 
selbst um seine Angelegenheiten 
kümmern. Hier denke ich an die spe-
zielle Verpflegung und dienstfrei bei 
religiösen Feiertagen. Ob diese immer 
wiederkehrenden Probleme auf 
höchster Ebene ankommen oder gar 
bekannt sind, bezweifle ich.  So könn-
te ich noch viele weitere Argumente 
benennen, aber auch das würde hier 
den Rahmen sprengen.

Brauchen wir mehr Kolleginnen 
und Kollegen mit Migrationshinter-
grund? Wenn ja, warum und wo? 

Ob wir mehr brauchen oder nicht, 
kann ich nicht bewerten, da ich die 
Zahlen nicht kenne. Gefühlt sind wir 
bei der Landespolizei aber auf dem 
richtigen Wege. Brauchen tun wir sie 
immer, denn sie können hervorragend 
polizeiliche Einsätze bewältigen, bei 
denen  „Ausländer“ involviert sind. Sie 
kennen die Kultur oder das Tempera-
ment. Daher halt ich persönlich es für 
sehr sinnvoll. Aktuell beim Einsatz im 
Bereich der Flüchlingsproblematik/ 
-heime.

Allerdings sollten die Kolleginnen 
und Kollegen auch da eingesetzt wer-
den, wo sie benötigt werden. Alles an-
dere wäre Perlen vor die Säue werfen. 
Aber man sollte auch respektieren, 
wenn der eine oder andere aus be-
stimmten Gründen irgendwo nicht 
Dienst verrichten will. Hier wären wir 
wieder bei der Frage nach einem Mi-
grationsbeauftragten. 
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Hilfs- und Unterstützungsfonds für verletzte Polizeibeschäftigte in Not

Kiel/tgr – „Das ist eine tolle Aktion. 
Und auch mal was ganz anderes“, 
war Klaus Schlie, Vorsitzender des 
Hilfs- und Unterstützungsfonds für 
Polizeibeschäftigte und deren Famili-
en in Not e. V. (HUPF), über eine 
Geldspende in Höhe von 2500 Euro 
beeindruckt. Bei diesem Geldbetrag 
zugunsten des Hilfsfonds handelte es 
sich um den Erlös einer Spenden-
sammlung, die vom Bulli-Club „LLE-
Kartei“ unter den Mitgliedern initiiert 
worden war.

Der Rohreiniger Joachim Merker 
steht dem Club vor und überreichte 
Schlie kürzlich den Spendenbetrag. 
Merker organisiert seit 21 Jahren für 
Mitglieder des Bulli-Clubs Treffen, 
und das bundesweit. Zum ersten Mal 
war Ende August Schleswig-Holstein 
der Ort für die Zusammenkunft und 
eine gemeinsame Ausfahrt, an der 
sich rund 60 VW-Busse der „T3 Limi-
ted Last Edition“ mit Heckmotor und 
dem über den Vorderrädern sitzen-
den Fahrer beteiligten. Von Borgdorf-
Seedorf nach Laboe und zurück ver-
lief die Tour, für die eine Polizei- 
begleitung benötigt wurde. Polizei-
kommissar Kersten Schwabe vom Po-
lizei-Autobahn- und Bezirksrevier 
Bad Segeberg, der seit vergangenen 
Jahres ebenfalls Mitglied der Interes-
sengemeinschaft ist, wurde aktiv und 
konnte auf seiner Dienststelle pro-
blemlos Kollegen für diese Begleitak-
tion gewinnen. Die meisten hätten es 
freiwillig getan, seien sogar im Ur-

Joachim Merker  (l.) und Kersten Schwabe (r.) bei der Scheck-
übergabe an Klaus Schlie.�F oto: Thomas Gründemann

Bulli-Club spendete für verletzte Polizisten
Spendensammlung nach einer von der Polizei begleiteten Ausfahrt von 60 LLE-T3-Bullis erbrachte 

2500 Euro – Von Thomas Gründemann

laub oder aus dem 
Dienstfrei einge-
sprungen, um die se-
henswerte Kolonne 
über den Tag zu es-
kortieren. „Das ist 
schließlich eine gute 
Gelegenheit gewe-
sen, sich mal als Poli-
zei ‚zum Anfassen’ 
zu präsentieren. Ge-
rade vor dem Hinter-
grund unserer schwie- 
rigen Personalsitua-
tion ist dies nur sel-
ten möglich“, erklär-
te der 32-Jährige, der sich im Juli 
2014 ebenfalls einen limitierten VW-
Bus T3 mit einer Fahrleistung von 
177 000 Kilometern leistete. Acht Kin-
der von Clubmitgliedern sei ebenfalls 
ein unvergesslicher Tag bereitet wor-
den, denen eine Mitfahrt im Polizei-
fahrzeug ermöglicht wurde. Auch das 
Medieninteresse an dem Bulli-Treffen 
sei bemerkenswert gewesen, zeigt 
sich Schwabe beeindruckt. Von Mer-
ker sei er anschließend gefragt wor-
den, wie sich der Club für die umsich-
tige und engagierte Begleitung bei 
der Polizei bedanken könne. Eine 
Spende an die Ordnungshüter wäre 
nicht zulässig gewesen. Darauf sei 
ihm die Idee mit HUPF gekommen, 
berichtet Schwabe. Dieser Vorschlag 
sei von Merker und Co. mit Begeiste-
rung aufgenommen worden. Noch 
am Tage der Tour habe der Club eine 

Spendensammlung unter den Kolon-
nenteilnehmern vorgenommen. „Die 
2500 Euro sind dann auch schnell zu-
sammen gekommen, einige haben 
sogar einen Hundert-Euro-Schein ge-
spendet“, erklärte Merker strahlend.

Die Spenden für den Hilfs- und 
Unterstützungsfonds um den Vorsit-
zenden Klaus Schlie kommen Poli-
zistinnen und Polizisten zugute, die 
bei gewalttätigen Angriffen im 
Dienst verletzt wurden. „Allein im 
vergangenen Jahr habe es in Schles-
wig-Holstein 1174 Attacken auf Poli-
zisten im Einsatz gegeben. Insge-
samt wurden dabei 363 Beamtinnen 
und Beamte verletzt“, berichtete 
Karl-Hermann Rehr, Schatzmeister 
des HUPF und zugleich Geschäfts-
führer der GdP, auf deren Initiative 
der Fonds 2002 ins Leben gerufen 
worden war.



12 – 2015 Deutsche Polizei  7

LANDESJOURNALSchleswig-Holstein

Anzeige



LANDESJOURNAL Schleswig-Holstein

8  12 – 2015 Deutsche Polizei

Anmerkungen von GdP-Geschäftsführer Karl-Hermann Rehr

6. Oktober
Obwohl noch recht früh, steht das 

traditionelle Sicherheitstraining der 
GdP für Motoradfahrerinnen und 
-fahrer im Frühjahr schon fest: Sams-
tag, 9. April 2016, 9 bis ca. 17 Uhr, 
ADAC-Fahrsicherheitsanlage Bok-
see, für max. 20 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer. Der Eigenanteil beträgt 
für GdP-Mitglieder 40 €, Nichtmit-
glieder zahlen 110 €. 

19. Oktober
Hans-Jürgen Marker, beim Bun-

desvorstand unter anderem zuständig 
für Arbeitssicherheit, weist uns heute 
auf aktuelle Informationen zum The-
ma „Tonerstaub“ hin. Laserdrucker 
und Kopiergeräte, vereinzelt auch 
Fax, gehören zum Büroalltag und fal-
len unter Verursacher von  Feinstäu-
ben. Eine neue Untersuchung der 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 
Arbeitsmedizin (BAuA) widmete sich 
diesem Thema und kommt zu folgen-
dem Ergebnis: Nach Einschätzung 
der BAuA ergeben sich aus diesen 
Emissionen generell keine relevan-
ten Risiken, die für eine Gefähr-
dungsbeurteilung am Arbeitsplatz zu 
berücksichtigen wären. Auch durch 
die wissenschaftliche Literatur lassen 
sich bisher keine stofflich bedingten 
Erkrankungen beim Menschen durch 
Emissionen aus Laserdruckern und 
Kopiergeräten nachweisen. Generell 
sind die vorhandenen Mengen der 
ausgestoßenen stofflichen Kompo-
nenten zu gering. Klare Hinweise aus 
Feld- oder Fallstudien liegen weder 
für die Entstehung einer Sensibilisie-
rung noch für die Auslösung einer al-
lergischen Reaktion bei bereits vorer-
krankten Personen vor.

29. Oktober 
Der FDP-Fraktionsvorsitzende 

Wolfgang Kubicki hat die Landesre-
gierung (wieder einmal) zum Thema 
Überstunden und Mehrarbeit bei der 
Landespolizei befragt. Ungewöhnlich 
deshalb, weil das Jahr noch nicht ab-
geschlossen ist; dennoch aber hoch 
interessant, weil eine Tendenz auf 
dem Hintergrund der Flüchtlingskri-
se für die ersten neun Monate des 
Jahres ablesbar ist. Im Folgenden ge-
ben wir drei Fragen und die Antwor-
ten des Innenministeriums wieder. 

Wie hat sich die Zahl der Über-
stunden und der finanziell vergütba-
ren Mehrarbeit in den Jahren 2011 
bis 2015 entwickelt? 

Und was sonst noch so war ...

Antwort:
Die Zahl der Überstunden und fi-

nanziell vergütbarer Mehrarbeit hat 
sich in den Jah-ren 2012 bis 2014 
(Stand jeweils 31. 12.) und 2015 
(Stand 30. 09.) wie folgt entwickelt:

Jahr	 Stunden
2012	 276 643	 67 685	 344 328 
2013	 267 861	 64 357	 332 218 
2014	 276 658	 81 288	 357 946 
2015	 270 871	 112 156	 383 027 

Wie viele Mehrarbeitsstunden 
wurden im Jahr 2015 vergütet? Wel-
che Kosten sind für die Vergütung 
angefallen? Wie hat sich die Zahl der 
vergüteten Mehrarbeitsstun-den in 
den Jahren 2011 bis 2015 entwickelt? 

Antwort: 
Die Vergütung der Mehrarbeit 

2015 befindet sich aktuell in der Bear-
beitung. Insgesamt werden bis jetzt 
83 309 Stunden finanziell vergütet. Es 
entstehen dafür Kosten in Höhe von 
1 482 630,02 €. 

Entwicklung der vergüteten 
Mehrarbeitsstunden: 

Jahr	 Stunden 
2011	 31 622
2012	 35 393 
2013	 29 566 
2014	 26 623 
2015	 83 309 

Liegen der Landesregierung Er-
kenntnisse vor, ob im Jahr 2015 bei 
der Landespolizei Arbeitszeiten von 
Beamtinnen oder Beamten gegen die 
Arbeitszeitschutzbestimmungen der 
Arbeitszeitverordnung (SH AZVO) 
verstoßen haben? Wenn ja, welche? 

Antwort: 
Verstöße gegen die Arbeitszeitver-

ordnung im Sinne von Rechtsverstößen 
sind der Landesregierung nicht be-
kannt. Systemisch ist es 2015 einsatz-
bedingt zu Überschreitungen der re-
gelmäßigen durchschnittlichen Wochen- 
arbeitszeit nach § 2 AZVO gekommen.

1. November
Im Landesteil Berlin geht es in der 

November-Ausgabe unter anderem 
um das Kinderpflegekrankengeld. 
Wenn Kinder krank sind, brauchen sie 
Mama oder Papa. Dann haben Eltern 
von Kindern unter zwölf Jahren ge-
mäß § 45 SGB V für die Pflege des er-
krankten Kindes Anspruch auf Frei-

stellung von der Arbeit. Voraussetzung 
dafür ist, dass ein ärztliches Attest vor-
liegt und kein anderes Mitglied des 
Haushalts die Pflege übernehmen 
kann. Für jedes Kind können bis zu 
zehn Arbeitstage pro Elternteil in An-
spruch genommen werden, bei allein 
erziehenden Versicherten sind es bis 
zu 20 Arbeitstage. Bei mehreren Kin-
dern erhöht sich dieser Anspruch auf 
bis zu 25, bei Alleinerziehenden bis zu 
50 Arbeitstage je Kalenderjahr. 

Wer für diese Zeit kein Einkommen 
hat, hat Anspruch auf Kinderpflege-
krankengeld. 

Beispiel:
Das kranke Kind muss drei Tage 

betreut werden. 
Tatsächlich anfallendes Bruttoar-

beitsentgelt:
300 € = 100 € pro Tag
Tatsächlich anfallendes Nettoar-

beitsentgelt:
210 € = 70 € pro Tag
Eine Einmalzahlung wurde ge-

zahlt. Das Kinderpflegekrankengeld 
bleibt also unverändert bei 210 € = 
100 Prozent

Von diesem Kinderpflegekranken-
geld müssen nun die Sozialversiche-
rungsbeiträge abgezogen werden:

-�Rentenversicherung, ca. 20 €�

�Arbeitslosenversicherung, ca. 3 €
 Pflegeversicherung, ca. 2 €
 Auszahlung: ca. 185 €
2. November
Ich unterhalte mich heute mit ei-

nem Angehörigen des höheren Diens-
tes über die anstehende Rotation und 
Stellenbesetzungsverfahren für diese 
Laufbahngruppe. Ohne auf Personen 
und Funktionen einzugehen, ist die 
Konsequenz aus der fortschreitenden 
Zentralisierung der Landespolizei 
deutlich: Nur sechs Dienstposten des 
höheren Dienstes der Landespolizei 
sind nördlich des Kanals angesiedelt. 
Das ist eben auch eine Konsequenz …

3. November
Wir sind offensichtlich beliebt. Zum 

1. August 2015 wurden 213 Dienstan-
fängerinnen und Dienstanfänger bei 
der Landespolizei eingestellt. Mit Da-
tum von heute haben wir knapp 160 
Anwärterinnen und Anwärter in un-
seren Mitgliederlisten als GdP-Mit-
glied notiert. 75%! Ein toller Erfolg! 
Dank allen, die daran mitgewirkt ha-
ben, unsere GdP überzeugend als 
wichtige Organisation für Polizei-
beschäftigte darzustellen. 


